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1 Planungsrechtliche Voraussetzungen 

Der Markt Wartenberg besitzt einen vom Landratsamt Erding mit Bescheid vom 30. August 2012 (Az. 41-2) 

genehmigten Flächennutzungsplan. Das Sport- und Freizeitzentrum zwischen Wartenberg und Thenn war 

bereits im vorherigen Flächennutzungsplan aus dem Jahr 1987 enthalten - seit seiner 1. Änderung im Jahr 

1992. Die Gemeinde hat damals anlässlich einer Erweiterung der Sportplätze das Sportzentrum aus dem 

Ortsinneren an diesen neuen Standort verlegt, weil der alte Standort im Überschwemmungsgebiet der Stro-

gen lag. Im Jahr 1992 hat der Markt Wartenberg auch den Bebauungsplan „Sport- und Freizeitzentrum“ 

aufgestellt, der seitdem zweimal geändert wurde. Mit der vorliegenden Bebauungsplanänderung bereitet 

die Gemeinde die Errichtung eines Wertstoffhofes am südöstlichen Rand des Sportzentrums vor. Parallel zur 

Bebauungsplanänderung wird der Flächennutzungsplan geändert (4. Änderung). Die Änderungen werden 

im regulären Verfahren nach den allgemeinen Vorschriften der §§ 2 ff. BauGB durchgeführt. 

 

2 Anlass, Ziele und Zwecke der Planung 

Der Markt Wartenberg beabsichtigt, seinen Wertstoffhof aus dem Ortsinneren zum Sport- und Freizeitgelän-

de an der Thenner Straße zu verlegen. Zum einen dient die Verlegung dem Ausbau des Nahversorgungs-

bereichs an der Strogenstraße: am bisherigen Standort soll ein Drogeriemarkt angesiedelt werden. Zum an-

deren besteht am neuen Standort die Möglichkeit, den Wertstoffhof von 1.800 m² auf etwa 3.000 m² Fläche 

zu vergrößern und damit die Leistungsfähigkeit, den Komfort und die Unfallsicherheit für Personal und Be-

sucher umfassend zu verbessern. 

Die Flächengröße erlaubt die Anlage getrennter Logistik- und Besucherebenen, die ein Treppensteigen 

überflüssig machen. Fest markierte Parkplätze, getrennte Zufahrten oder Gehsteige können die Übersicht 

und den Betriebsablauf optimieren. Am neuen Standort kann mit einer Zufahrt über den Parkplatz des 

Sportgeländes vermieden werden, dass sich bei längeren Wartezeiten Autos auf die Straße zurückstauen. 

Mit der Planung verbessert der Markt Wartenberg die Versorgungsstrukturen für seinen Nahbereich sowohl 

unmittelbar bei der Abfallbeseitigung als auch in der Konsequenz bei der Versorgung mit Waren des tägli-

chen Bedarfs durch den Drogeriemarkt. Mit der Bauleitplanung schafft der Markt Wartenberg im Rahmen  

einer geordneten städtebaulichen Entwicklung Baurecht für den Wertstoffhof.  
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3 Einordnung der Planung in die Ziele der Raumordnung 

Die Ziele der Raumordnung sind im Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) und im Regionalplan  

München (RP) festgelegt. Für die vorliegende Planung sind vor allem die unten aufgeführten Ziele (Z) und 

Grundsätze (G) einschlägig.  

Die Verlegung des Wertstoffhofes soll einen Einzelhandelsbetrieb am bisherigen Standort ermöglichen.  

Die Bauleitplanung betrifft den bisherigen Standort nicht unmittelbar, ist jedoch über den Planungsanlass 

und die Planungsziele mit dem Einzelhandelsvorhaben verbunden. In diesem Zusammenhang entspricht die 

Planung den Raumordnungszielen zum System der zentralen Orte: 

 LEP 2.1.1 (G) Funktion der Zentralen Orte: „Zentrale Orte sollen überörtliche Versorgungsfunktionen 

für sich und andere Gemeinden wahrnehmen. In ihnen sollen überörtliche Einrichtungen der Daseins-

vorsorge gebündelt werden. Sie sollen zur polyzentrischen Entwicklung Bayerns beitragen.“ 

LEP 2.1.6 (G) „Die als Grundzentrum eingestuften Gemeinden sollen darauf hinwirken, dass die  

Bevölkerung ihres Nahbereichs mit Gütern und Dienstleistungen des Grundbedarfs in zumutbarer  

Erreichbarkeit versorgt wird.“ 

RP A II 1 (Z) Festlegung der Grundzentren: „Als Grundzentren werden folgende Gemeinden festgelegt: 

….. Landkreis Erding: Isen, Moosinning, Sankt Wolfgang, Wartenberg“. 

Nach der Begründung des Landesentwicklungsprogramms werden die zentralörtlichen Einrichtungen 

des Grundbedarfs im täglichen Leben häufig und oft nacheinander aufgesucht. Jeder Bürger soll sie 

deshalb in zumutbarer Erreichbarkeit vorfinden. Zu den zentralörtlichen Einrichtungen der Grundver-

sorgung zählt u.a. ein ausreichendes Einzelhandelsangebot zur Deckung des über die örtliche Nah-

versorgung hinausgehenden Bedarfs. Die Verlegung des Wertstoffhofes verschafft dem Markt Warten-

berg die Möglichkeit, am zentralen Versorgungsbereich an der Strogenstraße einen Drogeriemarkt an-

zusiedeln. Seit der Schließung der Schlecker-Filiale im Jahr 2012 gibt es keinen Drogeriemarkt in War-

tenberg.  

Die Planung entspricht - bei Anwendung von Ausnahmeregelungen - den Zielen zur Siedlungsstruktur, die 

vor allem auf eine flächensparende, kompakte Siedlungsentwicklung mit vorrangiger Nutzung von Innen-

entwicklungspotenzialen ausgerichtet sind: 

 LEP 3.1 (G) „Flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter Berücksichtigung der 

ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden.“ 

RP B II 1.2 (G) „Die Siedlungsentwicklung soll flächensparend erfolgen“ 

Der Wertstoffhof wird an eine vorhandene, geeignete Gemeindestraße angeschlossen und kann den 

Parkplatz des Sport- und Freizeitzentrums als Stauraum für den Besucherverkehr mitnutzen. Die Über-

planung einer Teilfläche des Parkplatzes durch den Wertstoffhof soll nicht durch neue Flächenauswei-

sungen an anderer Stelle ausgeglichen werden, sondern durch eine flächensparende Anlage des ver-

bleibenden Parkplatzes und durch organisatorische Maßnahmen wie Anpassung der Nutzung im Sport- 

und Freizeitgelände oder Wechselnutzung von Flächen. 

 LEP 3.2 (G) „In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung mög-

lichst vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung nicht 

zur Verfügung stehen.“ 

RP B II 4.1 (Z) „Bei der Siedlungsentwicklung sind die Möglichkeiten der Innenentwicklung, d.h. Flä-

chen innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile und die im Flächennutzungsplan dargestellten 

Flächen vorrangig zu nutzen. Eine darüber hinausgehende Entwicklung ist nur zulässig, wenn auf die-

se Potentiale nicht zurückgegriffen werden kann.“ 

Die Gemeinde hat Alternativstandorte für den Wertstoffhof gesucht und untersucht. Geeignete Grund-

stücke im Ortsinneren hat diese Untersuchung nicht ergeben, weil es keine ausreichend großen ge-

meindeeigenen oder von der Gemeinde verwendbaren Grundstücke im Ortsinneren gibt, die nicht an-

derweitig benötigt werden. Das bisherige Wertstoffhofgrundstück an der Strogenstraße ist keine 

Alternative, um die Planungsziele zu erreichen. Es bietet keine Erweiterungsmöglichkeit für den Wert-

stoffhof und soll außerdem zukünftig für einen Drogeriemarkt genutzt werden. 
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 LEP 3.3 (Z) „Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten 

auszuweisen.“ 

Nach dem Bayerischen Landesentwicklungsprogramm müssen neue Siedlungsflächen, d.h. Flächen, 

die zum dauernden oder mindestens regelmäßig vorübergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt 

werden sollen, möglichst an geeignete Siedlungseinheiten angebunden werden, um eine Zersiedelung 

der Landschaft zu vermeiden. Das gilt grundsätzlich auch für die hier geplante Gemeinbedarfsfläche. 

Das Sport- und Freizeitgelände ist keine zur Anbindung geeignete Siedlungseinheit. Für eine Ausnah-

me im vorliegenden Fall spricht, dass der Markt Wartenberg mehrere Alternativen geprüft hat und der-

zeit kein geeignetes angebundenes Grundstück als Alternative verfügbar ist. Zudem ist die Gemeinbe-

darfsfläche für den Wertstoffhof kein Ansatz für eine weitere Besiedelung im Außenbereich.  

4 Planung 

4.1 Städtebaulicher Entwurf 

Wertstoffhof 

Der Markt Wartenberg hat in einer Machbarkeitsstudie mehrere Lösungsansätze und Entwurfskriterien für 

den Wertstoffhof ausarbeiten lassen, um den Anforderungen am neuen Standort optimal gerecht zu werden 

(siehe Anlage 8.1 zu dieser Begründung). Die Überlegungen wurden mit der Abfallwirtschaftsbehörde des 

Landkreises Erding abgestimmt. Der Entwurf wurde im Bebauungsplanverfahren in Abstimmung mit den Be-

teiligten fortgeschrieben. 

 

Kernelement des Entwurfs ist die Aufteilung des Wertstoffhofes auf zwei Ebenen, was die Anlieferung der 

Abfälle und Wertstoffe erheblich erleichtert. Die Container für schwere Abfälle wie Grüngut, Altholz, Altei-

sen oder Sperrmüll stehen auf einer vertieften Ebene („Logistikebene“), so dass die Bürger diese Abfälle 

nicht mehr über Containertreppen nach oben tragen müssen. Die übrigen Container stehen auf der Besu-

cherebene. Die Besucherebene wird gegenüber dem Gelände erhöht, während die Logistikebene auf dem 

natürlichen Geländeniveau liegt. Die Logistikebene schließt direkt am Sportplatz an – die Besucherebene 

ist südlich davon angeordnet. 

Nach dem Bebauungsplan ist eine Teilüberdachung der Container und der Besucherebene möglich, wenn 

auch diese Überdachung derzeit nicht geplant ist. Auf der erhöhten Besucherebene sind 23 Besucherstell-

plätze eingeplant, die fest markiert werden sollen, sowie über 500 m² Stellfläche für große und kleine Con-

tainer und für das Betriebsgebäude. Alle Flächen auf dieser Ebene sind überfahrbar. Ein Austausch der Con-

tainer auf der Besucherebene findet nur außerhalb der Öffnungszeiten statt. Die Besucherparkplätze 

können deshalb auch als Rangierfläche für den Containeraustausch genutzt werden. 

Auf der Logistikebene ist Platz für neun Container vorgesehen (Sperrmüll, Holz, behandeltes Holz,  

3 x Grüngut, Eisen, 1 x Papier/Pappe/Kartonagen, einer als Reserve; der Container für Pa-
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pier/Pappe/Kartonagen wird voraussichtlich mit einer Presse ausgestattet, um die Kapazität zu erhöhen). 

Diese Container können während der Öffnungszeiten ausgetauscht werden, weil die Rangierbereiche von 

der Besucherebene getrennt sind. Abweichend zur Abbildung oben können die Container noch weiter aus-

einandergezogen und flacher an die Besucherebene angestellt werden, so dass sie fast auf ganzer Länge 

zugänglich sind.  

Die Zufahrt für Besucher wird über den Parkplatz des Sport- und Freizeitzentrums geführt und bietet dort 

Stauraum für ungefähr 15 wartende Fahrzeuge. Ein Rückstau auf die Thenner Straße wird dadurch auch bei 

hohem Andrang vermieden. Auf der Besucherebene ist Einbahnverkehr vorgesehen. Um Unfälle zu vermei-

den, werden Einfahrt und Ausfahrt getrennt. Die Rampen zur Überwindung der Höhenunterschiede werden 

mit einer mittleren Steigung von ca. 7 % geplant. 

Auch die Logistikebene wird über den Parkplatz des Sport- und Freizeitzentrums angefahren. Über den Fuß- 

und Radweg entstehen bei diesem Entwurf keine neuen Zufahrten, was der Sicherheit auf dem Radweg 

dient und dazu beiträgt, eine erhebliche Verringerung des Sicherheitsgefühls zu vermeiden. An der Einfahrt 

in den Logistikbereich ist eine Wendemöglichkeit geplant, so dass die Lkws rückwärts zu den Containern 

fahren und vorwärts hinaus.  In die Wendeanlage sind die Fahrbahnen des Sportparkplatzes im Sinne einer 

flächensparenden Lösung einbezogen.  

  
Zufahrt geplant  

Der Entwurf sieht ausreichend Platz für eine Eingrünung des Wertstoffhofes vor, mit einer freiwachsenden 

Hecke und einzelnen Bäumen an der Süd- und Ostseite (siehe Abbildung unten, Querschnitt durch den 

Wertstoffhof). Eine zunächst vorgesehene Hecke zwischen Wertstoffhof und Sport- und Freizeitgelände 

konnte aus Platzgründen nicht mehr eingeplant werden – an dieser Stelle ist eine Versickerungsmulde für 

das Niederschlagswasser vorgesehen. Auf der Eingrünungsfläche kann der Höhenunterschied zwischen Be-

sucherebene und dem natürlichen Gelände abgeböscht werden (Steigung 1:2 bis 1:3). Auf den Gras- und 

Krautsäumen vor der Hecke können Versickerungsmulden angelegt werden.  
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Umgestaltung des Parkplatzes 

Der Wertstoffhof wird auf einer Fläche geplant, die als Parkplatz für das Sport- und Freizeitzentrum vorge-

sehen ist. Ursprünglich waren auf dem Parkplatz 280 Pkw-Stellplätze für das Sport- und Freizeitzentrum  

geplant. Im Jahr 2016 hat der Markt Wartenberg auf dem Gelände zusätzlich Baurecht für eine Mehrzweck-

halle und ein Trachtenvereinsheim geschaffen.1 Anlass für die Planung der neuen Mehrzweckhalle waren vor 

allem die nachbarlichen Lärmkonflikte bei Großveranstaltungen, die bei der bestehenden Mehrzweckhalle 

seit Jahren auftreten und die Veranstaltungen wie Rockkonzerte stark einschränken. Im Sport- und Frei-

zeitgelände sind keine derartigen Probleme zu erwarten. 

Für die verschiedenen Einrichtungen ist nach einer überschlägigen Ermittlung gemäß Garagen- und Stell-

platzverordnung folgende Anzahl von Stellplätzen notwendig: 

 Sport- und Freizeitzentrum (Sportplätze, Vereinsheim, Tribüne) 150 Stpl. 

 Trachtenvereinsheim, je nach Berechnungsgrundlage 20 bis 38 Stpl. 

 Mehrzweckhalle (1.000 Besucher gemäß Planung 2016) 200 Stpl. 

Wie in der Bebauungsplanbegründung aus dem Jahr 2016 beschrieben wurde, kann eine Wechselnutzung 

der Stellplätze angenommen werden, weil nicht von einem gleichzeitigen Betrieb aller Einrichtungen aus-

zugehen ist. Der Mindestbedarf für die bestehenden und geplanten Nutzungen beträgt demnach 200 Stell-

plätze (Großveranstaltung in der Mehrzweckhalle, kein Betrieb bei den anderen Einrichtungen). 

Für das Trachtenvereinsheim wurde der Parkplatz schon etwas verkleinert. Auf der verbliebenen Fläche sind 

nach dem derzeitigen Konzept 272 Parkplätze mit einer Größe von jeweils 5,00 x 2,50 m möglich (siehe Ab-

bildung nächste Seite, oben). Die Verlegung des Wertstoffhofes verringert die Anzahl zunächst um 111 

Stellplätze. Der Parkplatz hätte dann nur noch eine Kapazität von 161 Stellplätzen, was einem Defizit von 

mindestens 39 Stellplätzen entspricht. Um möglichst viele Stellplätze auch zukünftig vorzuhalten, sind fol-

gende Maßnahmen geplant: 

 Verringerung der Stellplatzbreite auf 2,30 m (dazu ist eine Verbreiterung der Fahrgassen nötig) 

 Ergänzung einer Parkplatzreihe an der Westseite (am Trachtenvereinsheim) 

Die Verringerung der Stellplatzbreite ermöglicht 12 neue Stellplätze, die Parkplatzreihe am Trachtenver-

einsheim sieben Stellplätze (siehe Abbildung nächste Seite, unten). Der Parkplatz wird daher insgesamt nur 

um 92 Stellplätze verkleinert – es bleiben 180 Stellplätze. Bei der Realisierung der Mehrzweckhalle ist ent-

weder von einer geringeren Kapazität auszugehen, d.h. 900 statt 1.000 Besucher, oder es sind Stellplätze 

an anderer Stelle zu errichten. 

  

                                                                 

1 2. Änderung des Bebauungsplans „Sport- und Freizeitzentrum“ 
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4.2 Auswirkungen 

Natur und Landschaft 

Die Landschaft zwischen Wartenberg und Thenn hat einen hohen Erholungswert. Die Thenner Straße ist  

außerhalb des Orts verhältnismäßig wenig befahren. Abgesehen vom Sport- und Freizeitzentrum ist der  

Bereich unverbaut. Der Ortsteil Thenn hat einen ländlichen Charakter, der vor allem am nördlichen Sied-

lungsrand mit bedeutsamen Gehölzbeständen einen weichen Übergang zwischen Bebauung und Landschaft 

aufweist. Die Anfahrt mit dem Fahrrad von Wartenberg zum Thenner See hat durch die ruhige, ungestörte 

Landschaft und den gut ausgebauten Fuß- und Radweg bereits selbst einen hohen Freizeitwert und dient 

nicht nur dem bloßen Fortkommen.  
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Das Sport- und Freizeitzentrum an der Thenner Straße wurde in den 90er Jahren angelegt, ohne die land-

schaftliche Prägung erheblich zu beeinträchtigen. Die klare Gliederung, bei der die Nutzungen durch die 

vorgelagerten Parkplätze von der Straße abgesetzt sind, vermittelt einen geschlossenen Eindruck der 

Sportanlagen und zugleich eine räumliche Weite, durch die der Bereich nach wie vor als Teil der offenen 

Landschaft wahrgenommen wird.  

Diese konsequente Gestaltung wird bei der Ansiedlung des Recyclinghofes zwangsläufig aufgegeben.  

Bei der Planung ist deshalb besonders darauf zu achten, dass die Erholungsqualität und das Landschafts-

bild über diesen unvermeidlichen Eingriff hinaus möglichst wenig geschmälert werden. Im Bebauungsplan 

ist als Vermeidungsmaßnahme eine breite Eingrünung vorgesehen, die dem Standort in der freien Land-

schaft gerecht wird und mit der die vorhandene Baumreihe entlang der Parkplätze fortgesetzt und mit einer 

freiwachsenden Sichtschutzbepflanzung ergänzt werden kann. Die Konzentration der Zufahrten auf die 

Westseite des Wertstoffhofes, zum öffentlichen Parkplatz, ermöglicht eine durchgehende Eingrünung an 

der Süd- und Ostseite.  

Auch zum Sportgelände ist ein Sichtschutz möglich, der ggf. platzsparend als Sichtschutzzaun ausgeführt 

werden muss. Bei der Planung der Hecken ist darauf zu achten, dass Verwehungen von Abfällen in die Um-

gebung möglichst vermieden werden. Der Standort ist kaum gegen Wind abgeschirmt. Bei Wertstoffhöfen 

mit Personal ist in der Regel organisatorisch weitgehend vorgesorgt – zusätzlich können Verwehungen mit 

möglichst engmaschigen und ausreichend hohen Zäunen verringert werden.  

Emissionen und Verkehr 

Wertstoffhöfe können Störungen durch Geräuschemissionen verursachen. In der Umgebung des Standortes 

an der Thenner Straße befinden sich Wohngebäude und es ist ein weiteres Wohngebiet am Ortsrand von 

Wartenberg geplant. Der geplante Wertstoffhof hält zur Wohnbebauung folgende Abstände ein: 

 100 m zur zulässigen Hausmeisterwohnung im Vereinsheim des Sportgeländes 

 280 m zum geplanten Wohngebiet Kleinfeld West (allgemeines Wohngebiet) 

 400 m zum Ortsrand von Thenn (Dorfgebiet) 

Nach einem Leitfaden des Bayerischen Landesamtes für Umwelt zur Aufstellung von Wertstoffcontainern2 

hängt die Lärmentwicklung an Wertstoffsammelstellen vor allem von der Nutzungsintensität ab, d.h. von 

der Größe und Struktur des Einzugsgebiets, von den Öffnungszeiten und von der Häufigkeit des Austau-

sches und der Leerung der Container. In den Planungsempfehlungen des Landesamtes für Umwelt werden  

Wertstoffhöfe unterschiedlicher Größe behandelt, mit ca. 23 Containern von 200 bis 400 m³ Gesamtvolu-

men, einer wöchentlichen Öffnungszeit von 12 bis 20 Stunden und täglich 100 bis 200 Anlieferungen mit 

dem Auto.  

Die Untere Immissionsschutzbehörde im Landratsamt Erding hat in einer Vorabschätzung auf Grundlage des 

LfU-Leitfadens für den geplanten Recyclinghof die Stufe 4 angenommen, d. h. bis zu 35 Sammelcontainer, 

wöchentliche Öffnungszeit bis zu 20 Stunden und täglich bis zu 200 Pkw-Anlieferungen. Unter der Annah-

me, dass die Benutzung nur tagsüber (6:00-22:00 Uhr) erfolgt, ist nach Auskunft der Behörde ein Mindest-

abstand vom Rand des Recyclinghofs zu einem allgemeinen Wohngebiet von 60 m erforderlich (zur Einhal-

tung des Tages-Richtwertes von 55 dB(A) und des Spitzenpegels von 85 dB(A) nach TA Lärm). Dabei wird 

vorausgesetzt, dass keine weiteren Lärmquellen als Vorbelastung zu berücksichtigen sind. Die hier relevan-

ten Immissionsorte - Wohngebiet im Südosten bzw. Betriebsleiterwohnung im Vereinsheim - sind ca. 250 m 

bzw. 100 m entfernt. Damit wird der Richtwert im Wohngebiet ausreichend unterschritten und  im Bereich 

des Sportgeländes - auch bei  einer angenommenen gleichwertigen Vorbelastung - noch eingehalten. 

Relevante Geruchsemissionen aus dem Betrieb des Wertstoffhofes können aus der Zwischenlagerung von 

Grünabfällen resultieren. Geruchsbelästigungen sollten im Hinblick auf die Erholungsfunktion sowohl auf 

dem Sport- und Freizeitgelände, als auch auf dem wichtigen Fuß- und Radweg zum Thenner See so weit wie 

möglich vermieden werden. Beim Betrieb des Wertstoffhofes sind geeignete Vermeidungsmaßnahmen zu 

ergreifen, wie z.B. eine günstige Standortwahl für die Grüngutcontainer oder organisatorische Maßnahmen 

wie die Begrenzung der Lagerdauer. Die geringste Geruchsbelästigung für das Sportgelände dürfte sich er-

geben, wenn die Grüngutcontainer auf den östlichsten Standplätzen der Logistikebene platziert werden. 

                                                                 

2 Schalltechnische Hinweise für die Aufstellung von Wertstoffcontainern, Bayerisches Landesamt für Umwelt, 2004 
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Zum Geh- und Radweg ist der geplante Abstand voraussichtlich ausreichend, um Geruchsbelästigungen zu 

vermeiden. 

Mit der Ansiedlung des Wertstoffhofes wird der Verkehr auf der Thenner Straße zunehmen. Für die Machbar-

keitsstudie wurde am bestehenden Wertstoffhof an einem Freitag im Februar 2019 eine Verkehrszählung 

durchgeführt. Sie hat 93 Fahrzeuge innerhalb von zwei Stunden ergeben. Nach Einschätzung der Mitarbei-

ter des Wertstoffhofes sind an Samstagen in den Sommermonaten bis zu 300 Besucher zu erwarten, in den 

Wintermonaten bis zu 150. Zum Besucherverkehr kommt noch der Schwerverkehr bei der Ab- und Anfuhr 

von Containern, Wertstoffen und Abfällen. Gegenüber dem momentanen Betrieb des Wertstoffhofes ist nach 

Einschätzung der Abfallwirtschaftsbehörde mit einer Ausdehnung des Einzugsbereichs zu rechnen: die Ver-

besserungen beim Komfort durch das Zwei-Ebenen-System werden den Einzugsbereich von derzeit 12.000 

bis 15.000 Einwohner auf 15.000 bis 18.000 Einwohner erhöhen. Da der Komfortgewinn nicht bei allen Ab-

fallarten relevant ist, sondern vor allem bei schweren Abfällen wie Grüngut oder Alteisen, wird der Verkehr 

nicht in gleichem Maße zunehmen. Dennoch ist gegenüber dem heutigen Betrieb eine Verkehrszunahme zu 

erwarten, die dann auf der Thenner Straße stattfinden wird. 

Die Thenner Straße ist derzeit verhältnismäßig wenig befahren, wobei in den letzten Jahren durch die Aus-

weisung der Wohngebiete Wartenberg West und West II eine Steigerung des Verkehrs zu verzeichnen ist.  

Es handelt sich nicht um eine ruhige Anliegerstraße, sondern um eine Gemeindestraße mit übergeordneter 

Funktion, die grundsätzlich für die Erschließung eines Wertstoffhofes geeignet ist. In letzter Zeit wurde 

von Anliegern darauf hingewiesen, dass im Bereich der Ortseinfahrt häufig zu schnell gefahren wird. Soweit 

Geschwindigkeitsüberschreitungen auf die bauliche Gestaltung der Straße mit streckenweise nur einseiti-

gem Anbau oder von der Straße abgesetzter Bebauung zurückzuführen sind, sollte die Gemeinde bei der 

weiteren, zu erwartenden Verkehrszunahme bauliche Maßnahmen zur Geschwindigkeitsdämpfung am Orts-

eingang in Betracht ziehen. Einer übermäßigen Verkehrsbelastung kann nach Auskunft des Landratsamtes 

in gewissem Umfang mit einer Ausweitung der Öffnungszeiten begegnet werden. 

4.3 Umfang der Planung 

Der Bebauungsplan umfasst das Flurstück 1839, Gemarkung Auerbach und Teile der Flurstücke 448, Gemar-

kung Wartenberg und 1294, Gemarkung Auerbach (Thenner Straße). Der 7,17 ha große Geltungsbereich 

wird nicht geändert. Die Änderung betrifft im Bereich des Wertstoffhofes eine Fläche von ca. 0,43 ha und 

im Bereich des verbleibenden Parkplatzes eine Fläche von ca. 0,37 ha. Die konkreten Änderungsflächen 

sind unten angegeben. 

 

 Fläche bisher Änderung Fläche zukünftig 

Geltungsbereich gesamt 71.747 m²  71.747 m² 

Öffentliche Grünflächen    

- Sportplatz incl. Wege 54.735 m²  54.735 m² 

- Sonstige öffentliche Grünflächen  5.052 m² - 762 m² 4.290 m² 

Öffentliche Verkehrsflächen    

- Straße, Wege, Fahrgassen Parkplatz 4.746 m² - 703 m² 4.043 m² 

- Stellplätze Parkplatz 3.704 m² - 1.311 m² 2.393 m² 

Gemeinbedarfsflächen    

- Kultur und Sport 3.427 m²  3.427 m² 

- Wertstoffhof - + 2.776 m² 2.776 m² 

Fläche für Versorgungsanlagen 84 m²  84 m² 
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5 Umweltbericht 

Die Umweltprüfung wurde gemäß § 4 Abs. 2 BauGB nach der frühzeitigen Behörden- und Öffentlichkeitsbe-

teiligung durchgeführt. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich 

durch die Planung berührt werden kann, wurden bei der frühzeitigen Behördenbeteiligung zur Äußerung 

auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung aufgefordert.  

5.1 Einleitung 

Inhalte und Ziele der Bebauungsplanänderung 

Der Markt Wartenberg plant an der Thenner Straße beim Gelände des Sport- und Freizeitzentrums eine  

Gemeinbedarfsfläche, um den öffentlichen Wertstoffhof aus dem Ortsinneren auszulagern. Die Verlegung 

soll die Ansiedlung eines Drogeriemarktes am bisherigen Standort und eine modernisierte und vergrößerte 

Neuanlage des Wertstoffhofes ermöglichen. Die zu ändernde Fläche ist ca. 0,43 ha groß und bisher zum Teil 

als Parkplatz und zum Teil als Grünfläche mit Gehölzpflanzungen festgesetzt. Im Bereich des verbleibenden 

Parkplatzes ist eine Umstrukturierung mit Nachverdichtung auf ca. 0,37 ha Fläche vorgesehen. 

 

Bedeutsame Umweltschutzziele aus Fachgesetzen und Fachplänen 

Für die umweltbezogenen Aspekte der Planung sind vor allem folgende Fachgesetze, Fachpläne, Fachdaten 

und Programme einschlägig: 

 Naturschutzgesetzgebung BNatSchG, BayNatSchG 

 Immissionsschutzgesetzgebung BImSchG 

 Baugesetzbuch BauGB 

 Wasserhaushaltsgesetz WHG 

 Landesentwicklungsprogramm Bayern  

 Regionalplan München 

 amtliche Biotopkartierung Bayern  

 Meldeliste Natura 2000 Bayern 

 Arten- und Biotopschutzprogramm Bayern (Landkreis-ABSP Erding) 

 Artenschutzkartierung (ASK) 

Das Landesentwicklungsprogramm enthält vor allem Ziele zur Beschränkung der Flächeninanspruchnahme 

und zum Schutz der Landschaft. So sind nach LEP 3.2 (Z) in den Siedlungsgebieten die vorhandenen Poten-

ziale der Innenentwicklung möglichst vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der 

Innenentwicklung nicht zur Verfügung stehen. Unbebaute Grundstücke in der erforderlichen Größe von  

3.000 bis 4.000 m² sind im Ortsinneren nicht für diese Nutzung verfügbar. Vom Ziel, dass neue Siedlungs-

flächen möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten auszuweisen sind (LEP 3.3 (Z)), ist für 

die Planung eine Ausnahme erforderlich. Nach Prüfung mehrerer Standorte für den Wertstoffhof hat sich 

keine verfügbare Alternative ergeben, die an eine geeignete Siedlungseinheit angebunden ist. Der Grund-

satz, dass eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbesondere bandartige Siedlungs-

struktur vermieden werden soll (LEP 3.3 (G)), wird im Übrigen bei der vorliegenden Planung beachtet. Der 

Wertstoffhof wird auf eine Fläche verlegt, die bereits für eine Bebauung mit einem Parkplatz vorgesehen 

war. Die bebauten Flächen im Bereich des Sport- und Freizeitzentrums werden allenfalls geringfügig durch 
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die Änderung erweitert, d.h. um wenige Meter. Die bauliche Nutzung wird weiterhin durch die Thenner 

Straße im Süden und einen Feldweg im Osten begrenzt.  

Die Verlagerung des Wertstoffhofes von der Strogenstraße an das Sportzentrum entspricht den Zielen und 

Grundsätzen des Landesentwicklungsprogramms zum System der zentralen Orte und der damit verbundenen 

Sicherung der Versorgung der Bevölkerung mit öffentlichen und privaten Einrichtungen und Dienstleistun-

gen sowie Arbeitsplätzen in zumutbarer Entfernung. Die Ansiedlung eines Drogeriemarktes, die mit der Ver-

legung des Wertstoffhofes ermöglicht wird, stärkt das Versorgungszentrum des Marktes Wartenberg. Die 

Modernisierung und Erweiterung des Wertstoffhofes bei der Neuerrichtung verbessert seine Leistungsfähig-

keit. 

Die vorbeschriebenen Ziele sind auch Teil der Naturschutzgesetze, des Wasserhaushaltsgesetzes oder des 

Baugesetzbuchs. Natur und Landschaft sind nach dem Bundesnaturschutzgesetz so zu schützen, dass die 

biologische Vielfalt, die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließlich der Regenera-

tionsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie die Vielfalt, Eigenart und Schön-

heit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind. Böden sind so zu erhal-

ten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen können; Naturlandschaften und historisch gewach-

sene Kulturlandschaften sind vor Verunstaltung, Zersiedelung und sonstigen Beeinträchtigungen zu be-

wahren. Großflächige, weitgehend unzerschnittene Landschaftsräume sind vor weiterer Zerschneidung zu 

bewahren.  

Die erneute Inanspruchnahme bereits bebauter Flächen sowie die Bebauung unbebauter Flächen im beplan-

ten und unbeplanten Innenbereich, soweit sie nicht für Grünflächen vorgesehen sind, hat Vorrang vor der 

Inanspruchnahme von Freiflächen im Außenbereich. Verkehrswege, Energieleitungen und ähnliche Vorha-

ben sollen landschaftsgerecht geführt, gestaltet und so gebündelt werden, dass die Zerschneidung und die 

Inanspruchnahme der Landschaft sowie Beeinträchtigungen des Naturhaushalts vermieden oder so gering 

wie möglich gehalten werden.  

Beim Aufsuchen und bei der Gewinnung von Bodenschätzen, bei Abgrabungen und Aufschüttungen sind 

dauernde Schäden des Naturhaushalts und Zerstörungen wertvoller Landschaftsteile zu vermeiden; unver-

meidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sind insbesondere durch Förderung natürlicher 

Sukzession, Renaturierung, naturnahe Gestaltung, Wiedernutzbarmachung oder Rekultivierung auszuglei-

chen oder zu mindern. Freiräume im besiedelten und siedlungsnahen Bereich einschließlich ihrer Bestand-

teile, wie Parkanlagen, großflächige Grünanlagen und Grünzüge, Wälder und Waldränder, Bäume und Ge-

hölzstrukturen, Fluss- und Bachläufe mit ihren Uferzonen und Auenbereichen, stehende Gewässer, 

Naturerfahrungsräume sowie gartenbau- und landwirtschaftlich genutzte Flächen, sind zu erhalten und 

dort, wo sie nicht in ausreichendem Maße vorhanden sind, neu zu schaffen. 

Nach dem Wasserhaushaltsgesetz sind Überschwemmungsgebiete in ihrer Funktion als Rückhalteflächen zu 

erhalten. Die Belange des Hochwasserschutzes und der Hochwasservorsorge, insbesondere die Vermeidung 

und Verringerung von Hochwasserschäden sind nach dem Baugesetzbuch in der Bauleitplanung zu berück-

sichtigen. Nach dem Baugesetzbuch soll außerdem mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegan-

gen werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nut-

zungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von 

Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiege-

lungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte 

Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll 

sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung 

an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. 

Die Gesetze werden durch die Vermeidung und Minderung von Umweltbeeinträchtigungen sowie durch die 

Kompensation von Eingriffen in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild berücksichtigt (s.u.), die auf 

Flächennutzungsplanebene überschlägig und ohne verbindliche Zuordnung erfolgt. Im Bebauungsplan 

werden die entsprechenden Festsetzungen verbindlich getroffen.  
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In der näheren Umgebung des Planungsgebiets gibt es keine Schutzgebiete, deren Entwicklungs- und Er-

haltungsziele zu berücksichtigen sind. Das Planungsgebiet liegt auch in keinem landschaftlichen Vorbe-

haltsgebiet (siehe Abbildung Regionalplan, Karte „Landschaft und Erholung“). 

 

Das Planungsgebiet liegt in keinem regionalen Grünzug (siehe Abbildung unten). Regionale Grünzüge sind 

Teil eines überörtlichen Konzepts zur Freiraumsicherung, die im Regionalplan München festgelegt sind. 

Stärkere Siedlungs- und Infrastrukturtätigkeit soll in den Grünzügen unterbleiben, wenn typische Funktio-

nen des Grünzugs der Planung entgegenstehen.  

 

Die Planung berührt keine Waldflächen. Für die Planung sind keine Ziele und Maßnahmen zur Erfüllung von 

Waldfunktionen einschlägig. Auch der bisherige Flächennutzungsplan mit Landschaftsplan des Marktes 

Wartenberg enthält für die Planungsgebiete keine Ziele und Maßnahmen, die der vorliegenden Bebauungs-

planänderung entgegenstehen.  
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5.2 Bestandsaufnahme, Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen einschließlich der  

Prognose bei Durchführung der Planung 

Das Planungsgebiet ist im Flächennutzungsplan bisher als Grünfläche für den Sport ausgewiesen. Im  

Bebauungsplan Sport- und Freizeitzentrum sind dort Parkplätze und Gehölzpflanzungen festgesetzt, die  

jedoch noch nicht angelegt wurden. Die Fläche ist derzeit eine Wiese, die mehrmals im Jahr gemäht wird, 

d.h. intensiv genutztes Grünland. Diese Wiese ist der Ausgangszustand für den Umweltbericht und die An-

wendung der Eingriffsregelung. Maßnahmen, die bei der Erschließung des Sport- und Freizeitgeländes zum 

Ausgleich für Eingriffe auf der Fläche bereits erbracht wurden, werden berücksichtigt. 

Schutzgut Mensch 

In der Umgebung des Planungsgebiets befinden sich Wohn- und Erholungsnutzungen, die grundsätzlich 

von der Anlage und vom Betrieb des Wertstoffhofes beeinträchtigt werden können. Am Ortsrand von War-

tenberg ist ein weiteres Wohngebiet geplant. Der Standort für den Wertstoffhof hält zur Wohnbebauung 

große Abstände ein: 100 m zur zulässigen Hausmeisterwohnung auf dem Sportgelände, 280 m zum geplan-

ten Wohngebiet Kleinfeld West (allgemeines Wohngebiet) und 400 m zum Ortsrand von Thenn (Dorfgebiet). 

Nach einem Leitfaden des Bayerischen Landesamtes für Umwelt zur Aufstellung von Wertstoffcontainern3 

ist bei diesen Abständen davon auszugehen, dass bei den Wohngebäuden die Immissionsrichtwerte einge-

halten werden. Für die Erholungsaktivitäten auf dem Sport- und Freizeitgelände, die weniger in ruhiger 

Entspannung als in der Ausübung unterschiedlicher Sportarten bestehen, sind - auch wegen der beschränk-

ten Öffnungszeiten des Wertstoffhofes – keine starken Beeinträchtigungen zu erwarten. Eine weitere wert-

volle Anlage für Freizeit und Erholung ist der Fuß- und Radweg von Wartenberg nach Thenn. Er führt zum 

Sport- und Freizeitzentrum und zum Thenner See, dem Badesee des Marktes Wartenberg. Störungen sind 

auf diesem Weg vor allem durch die Verkehrszunahme zu erwarten, die bei hohem Fahrzeugaufkommen am 

Wertstoffhof eine höhere Aufmerksamkeit auf dem Fuß- und Radweg erfordert und das Sicherheitsgefühl 

beeinträchtigen kann, vor allem wenn Kinder auf dem Weg unterwegs sind.  

Die Lagerung von Grünabfällen kann grundsätzlich zu Geruchsbelästigungen im Sportgelände und auf dem 

Fuß- und Radweg führen. Bei den Wohnnutzungen sind Geruchsbelästigungen wegen der großen Abstände  

zum Wertstoffhof dagegen unwahrscheinlich. Der Verkehr auf der Thenner Straße wird zunehmen. Für die 

Machbarkeitsstudie wurde am bestehenden Wertstoffhof an einem Freitag im Februar 2019 eine Verkehrs-

zählung durchgeführt. Sie hat 93 Fahrzeuge innerhalb von zwei Stunden ergeben. Nach Einschätzung der 

Mitarbeiter des Wertstoffhofes sind an Samstagen in den Sommermonaten bis zu 300 Besucher zu erwarten, 

in den Wintermonaten bis zu 150. Zum Besucherverkehr kommt noch der Schwerverkehr bei der Ab- und An-

fuhr von Containern, Wertstoffen und Abfällen. Gegenüber dem heutigen Betrieb ist wegen des verbesser-

ten Komforts im neuen Wertstoffhof mit einer Vergrößerung des Einzugsbereichs und deshalb mit einem 

Anstieg des Verkehrsaufkommens zu rechnen. Für die Gemeindestraße ohne überörtliche Funktion ist der 

Verkehrszuwachs nicht unerheblich. Es sind insgesamt mäßig erhebliche Beeinträchtigungen der Erho-

lungsmöglichkeiten von Menschen zu erwarten. 

Schutzgut Tiere und Pflanzen 

Die Gemeinbedarfsfläche für den Wertstoffhof wird derzeit als Wiese genutzt, die mehrmals im Jahr gemäht 

wird. Vor der Anlage des Sport- und Freizeitzentrums in den 90er Jahren wurde die Fläche als Acker bewirt-

schaftet, wie auch heute noch die Flächen um das Sportzentrum herum. Die Wiese ist ca. 80 x 50 m groß 

und liegt zwischen der Thenner Straße und dem Sportgelände. Im Westen wird sie vom Parkplatz des Sport- 

und Freizeitzentrums begrenzt. Wegen der intensiven Nutzung und den randlichen Vorbelastungen durch 

die Verkehrs- und Sportanlagen hat die Wiese nur eine geringe Bedeutung als Lebensraum. Flächen mit 

Schutzgebieten im Sinne der Abschnitte III und IIIa des BayNatSchG, gesetzlich geschützte Biotope,  

Lebensstätten oder Waldflächen sowie bestimmte Landschaftsbestandteile nach Art. 16 BayNatSchG werden 

nicht einbezogen. Die Flächen liegen nicht in einem Schwerpunktgebiet des Arten- und Biotopschutzpro-

gramms. Nachweise über das Vorkommen geschützter Arten im Planungsgebiet oder in der Umgebung lie-

gen nicht vor. Im Hinblick auf bodenbrütende Vogelarten können Verbotstatbestände durch eine Abstim-

mung der Baufeldräumung auf die Brutzeiten ausgeschlossen werden. Die Auswirkungen für Tiere und 

Pflanzen sind nur gering erheblich. 

                                                                 

3 Schalltechnische Hinweise für die Aufstellung von Wertstoffcontainern, Bayerisches Landesamtes für Umwelt, 2004 
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Schutzgut Fläche 

Im Markt Wartenberg werden ca. 16 % der Fläche des Gemeindegebiets als Siedlungs- und Verkehrsfläche 

genutzt, 276 ha4. Die Siedlungs- und Verkehrsfläche ist in den letzten 37 Jahren im gleichen Verhältnis ge-

wachsen wie die Einwohnerzahl und Zahl der Arbeitsplätze. Je Einwohner und sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigtem beträgt die Siedlungs- und Verkehrsfläche in Wartenberg 420 m². Vor dem Hintergrund der 

demografischen Entwicklung und des Klimaschutzes soll der Flächenverbrauch auf kommunaler Ebene ins-

besondere für Siedlung und Verkehr deutlich gesenkt werden. Der Wertstoffhof soll auf eine Fläche verlegt 

werden, die bisher als Parkplatz für das Sport- und Freizeitzentrum vorgesehen war. Der Verlust von Stell-

plätzen soll innerhalb des bestehenden, verbleibenden Parkplatzes und des Sport- und Freizeitzentrums 

aufgefangen werden, so dass insgesamt keine zusätzliche Fläche benötigt wird. Der Parkplatz kann außer-

dem als Zufahrt und Stauraum für die Besucher des Wertstoffhofes mitgenutzt werden. Der Wertstoffhof be-

nötigt darüber hinaus voraussichtlich kaum Erschließungsflächen. Die Auswirkungen auf das Schutzgut 

Fläche werden als gering erheblich bewertet. 

Schutzgut Boden 

Der Boden ist als lehmig-/lößiger Diluvial-

boden (Eiszeitboden, Gletscherablage-

rung) mit günstigen Ertragsbedingungen 

zu bezeichnen. Die künftige bauliche Nut-

zung der Fläche bringt Eingriffe in den 

Bodenhaushalt und die mit jeder Bebau-

ung einhergehende Bodenversiegelung mit 

sich. In den versiegelten Flächen gehen 

die Bodenfunktionen verloren – zusätzlich 

werden Flächen durch baubedingte Ver-

dichtung belastet. Schadstoffeinträge 

durch die Lagerung und den Umgang mit 

Abfällen sind durch Bau- und Betriebsvor-

schriften zu vermeiden.  

 

Die Auswirkungen haben wegen des starken Eingriffs in die Bodenfunktionen eine hohe Erheblichkeit.  

Die Abbildung zeigt einen Ausschnitt aus der Bodenschätzkarte des Bodeninformationssystems Bayern. 

Schutzgut Wasser 

Im Geltungsbereich ist ein Grundwasserflurabstand von weniger als 3 m anzusetzen (siehe auch Bodengut-

achten). Das Gebiet hat keine besondere Bedeutung für die Gewinnung von Trink- und Brauchwasser. Es 

sind keine Schutzgebiete ausgewiesen. Das anfallende Niederschlagswasser wird vor Ort versickert. Auch 

beim Grundwasser sind Schadstoffeinträge durch Bau- und Betriebsvorschriften zu vermeiden. Oberflä-

chengewässer sind im Planungsgebiet nicht vorhanden. Das Überschwemmungsgebiet der Strogen (Bemes-

sungshochwasser HQ 100) reicht nicht bis an das Planungsgebiet heran. Auch die Überschwemmungsflä-

chen, die der Markt Wartenberg im Integralen Hochwasserschutzkonzept Pesenlern ermittelt hat, berühren 

das Planungsgebiet nicht. Die geplante Bebauung sorgt mit der Versiegelung von Flächen für einen erhöh-

ten Oberflächenwasseranfall und beschleunigten Abfluss. Dadurch wird die Grundwasserneubildungsrate 

beeinflusst und die Verdunstung verringert. Je nach Konzeption des Wertstoffhofes dringen Baukörper in 

das Grundwasser ein; angesichts der geringen Fläche entstehen aber keine nennenswerten Barrieren. Die 

Beeinträchtigung des Grundwassers ist insgesamt als gering erheblich zu bewerten. 

Schutzgut Klima und Luft 

Das Planungsgebiet weist ein warmgemäßigtes, immerfeuchtes Klima mit jährlichen Niederschlagsmengen 

von 750 bis 850 mm auf. Ein Großteil der Niederschläge entfällt – bedingt durch die oft häufigen Gewitter-

regen – auf das Sommerhalbjahr. Die klimatischen Verhältnisse entsprechen dem Großklimabereich Süd-

deutschlands. Die Gemeinbedarfsfläche für den Wertstoffhof beeinflusst keine zu beachtenden Frischluft-

schneisen, da keine erhebliche Barriere für Luftströmungen aufgebaut wird. Durch die Planung wird die 

                                                                 

4 aus Gemeindedaten Markt Wartenberg Ausführliche Datengrundlagen 2017, Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München 
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Ventilationswirkung im Verhältnis zur Ausgangssituation auch auf lokaler Ebene nicht oder kaum spürbar 

verringert. Die Versiegelung von Flächen verringert die Kaltluftentstehung und verschlechtert die Luftrege-

neration. Aufgrund der geringen Gesamtgebietsgröße kommt es durch die Planung aber höchstens zu einer 

geringen Reduktion der Kalt- und Frischluftentstehung. Im Umfeld des Planungsgebiets bleiben große Of-

fenlandflächen unbeeinträchtigt. Die Auswirkungen des Vorhabens auf Klima und Luft sind deshalb als 

nicht erheblich einzustufen. 

Schutzgut Landschaftsbild 

Die geplante Gemeinbedarfsfläche befindet sich in der naturräumlichen Untereinheit 051–B „Östliche Er-

dinger Niederterrasse“. Ein Stück weiter östlich schließt die Untereinheit 060-B „Steilanstieg zum Tertiär-

hügelland“ an. Das Areal ist eben und weit einsehbar. Die Umgebung wird von landwirtschaftlich genutzten 

Flächen, im Osten von den Gewerbebauten und Wohnhäusern am Ortsrand von Wartenberg sowie dem be-

ginnenden Hügelland und im Westen von der Ortschaft Thenn und dem Sportzentrum des TSV Wartenberg 

geprägt. Gliedernde Elemente sind im Norden der Damm des Mittleren Isarkanals und im Westen die baum-

bestandene Auffahrt zur Kanalbrücke. Unmittelbar nördlich des Planungsgebiets existiert eine Baumgrup-

pe, die als Eingrünung des Sportgeländes gepflanzt wurde. Vor kurzem wurde dort eine flächige Gehölz-

pflanzung mit Sträuchern ergänzt. Westlich neben dem Planungsgebiet steht zwischen der Thenner Straße 

und dem Parkplatz eine Baumreihe, die vor einigen Jahren gepflanzt wurde. Südlich der Straße steht ein 

Wegkreuz an einem Baum. Im Planungsgebiet und der direkten Umgebung sind ansonsten keine landschaft-

lichen Strukturelemente wie Gehölze oder Kleingewässer vorhanden.  

Die eingezäunten Sportanlagen wurden mit Abstand zur Straße angelegt, dazwischen befindet sich der 

Parkplatz, der zunächst zu 2/3 hergestellt wurde. In dieser vorgelagerten Übergangszone soll der Wert-

stoffhof errichtet werden. Das Orts- und Landschaftsbild wird im direkten Umfeld stark verändert, weil der 

Eindruck der räumlichen Weite entlang des Fuß- und Radwegs und die gestalterische Geschlossenheit der 

Sportanlagen, die den Bereich deutlich von der geschlossenen Ortslage unterscheiden, verloren gehen.  

Für das weitere Umfeld ergeben sich dagegen kaum Beeinträchtigungen, weil die baulichen Anlagen vo-

raussichtlich nicht sehr hoch werden. Insgesamt sind mäßig erhebliche Beeinträchtigungen des Land-

schaftsbildes zu erwarten. 

Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Die Planung berührt keine bekannten Bodendenkmäler oder sonstige Kultur- oder Sachgüter wie z.B.  

Baudenkmäler. Wegen der bekannten Bodendenkmäler in der Umgebung und wegen der siedlungsgünstigen 

Topographie des Planungsgebiets sind nach Einschätzung des Landesamtes für Denkmalpflege Bodendenk-

mäler im Geltungsbereich zu vermuten. Das Plangebiet tangiert mit seiner südöstlichen Ecke eine im Luft-

bild lokalisierte Altstraße unbekannter Zeitstellung, die nach Auskunft des Landesamtes mit einer in der 

Uraufnahme verzeichneten Wegeführung von 1811 übereinzustimmen scheint. Geraden in diesem Bereich 

sind jedoch keine tiefen Eingriffe in den Boden geplant. Die Besucherebene wird großflächig aufgeschüt-

tet, so dass etwaige Bodendenkmäler in diesem Bereich nicht verloren gehen. Die Untersuchung, der Erhalt 

oder etwaige Ausgrabungen von Bodendenkmälern unterliegen den denkmalrechtlichen Vorgaben. Erhebli-

che Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 

Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Zwischen den einzelnen Faktoren des Naturhaushalts und deshalb auch den Schutzgütern des Naturschut-

zes bestehen vielfältige Wechselbezüge. Planungsrelevante Abhängigkeiten zwischen den einzelnen 

Schutzgütern sind bei der Bewertung der Umweltauswirkungen zu benennen. Wechselwirkungen zwischen 

den Schutzgütern werden - soweit erkennbar und von Belang - bei den jeweiligen Schutzgütern behandelt. 

Besondere Wechselwirkungen zwischen den Teilen des Naturhaushalts über die schutzgutbezogenen Aus-

wirkungen hinaus sind aufgrund der komplexen Wirkungszusammenhänge wahrscheinlich, aber nicht of-

fenkundig.  
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5.3 Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Wenn die Gemeinbedarfsfläche am vorgesehenen Standort nicht ausgewiesen wird, bleibt die Wiese vorerst 

bestehen. Langfristig würde dort wohl der im bisherigen Bebauungsplan vorgesehene Parkplatz errichtet. 

Der Wertstoffhof würde zunächst am Standort an der Strogenstraße verbleiben, solange kein alternativer 

Standort verfügbar ist. Der Drogeriemarkt könnte folglich nicht am Standort an der Strogenstraße entste-

hen – auch für diese Nutzung gibt es nach dem derzeitigen Kenntnisstand keinen alternativen Standort. 

5.4 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich  

Vermeidungsmaßnahmen 

Folgende Vermeidungsmaßnahmen sind in der Flächennutzungsplanänderung und der Bebauungsplanände-

rung incl. der vorliegenden Begründung vorgesehen und im weiteren Planungsverlauf zu konkretisieren o-

der zu ergänzen: 

 Standortwahl abseits der Wohngebiete zur Vermeidung von Lärm- und Geruchsbelästigungen.  

 Standort dennoch ortsnah, so dass unnötiges Verkehrsaufkommen vermieden wird und der Wert-

stoffhof auch noch mit dem Rad oder zu Fuß erreichbar ist. 

 Breite Eingrünung nach Süden und Osten zur Einbindung des Wertstoffhofes in die landschaftliche 

Umgebung. Die Eingrünung soll mindestens 8 m breit sein, um eine der landschaftlich geprägten 

Umgebung angemessene, freiwachsende Hecke aus heimischen Gehölzen mit vorgelagertem Gras- 

und Krautsaum zu ermöglichen. 

 Sichtschutz zum Sportgelände mit geschnittener Hecke, um Beeinträchtigungen der Erholungs-

nutzung zu minimieren. 

 Einfriedung des Wertstoffhofes mit ausreichend engmaschigem und hohem Zaun, um Abfallverwe-

hungen in die Umgebung zu vermeiden. 

 Konzentration der Zufahrten auf die Westseite des Wertstoffhofes – über den öffentlichen Park-

platz - um Störungen und Unsicherheiten auf dem wichtigen Fuß- und Radweg so weit wie möglich 

zu vermeiden. 

 Aufstellung der Grüngutcontainer möglichst abseits des Fuß- und Radwegs und der Sportanlagen, 

um Geruchsbelästigungen zu vermeiden. Es empfiehlt sich, diese Container auf den östlichsten 

Standplätzen der Logistikebene aufzustellen. 

 Vermeidung von Geländeeintiefungen, um eine Gefährdung des Grundwassers durch Verunreini-

gungen zu vermeiden. 

 Differenzierte Begrenzung der Höhe baulicher Anlagen, um Beeinträchtigungen des Orts- und 

Landschaftsbildes zu minimieren. 

 Ausschluss von Werbeanlagen, Fahnenmasten etc. im Bereich des Wertstoffhofes, um Beeinträch-

tigungen des Orts- und Landschaftsbildes zu vermeiden. 

 Abstimmung der Baufeldräumung auf die Brutzeiten von Bodenbrütern (Baubeginn voraussichtlich 

Herbst 2019). 

 Bei Bedarf Ausweitung der Öffnungszeiten, um erhebliches Verkehrsaufkommen zu entzerren. 

Hinsichtlich geplanter Maßnahmen gegen den Klimawandel und der Anpassung an den Klimawandel ist 

nach Auffassung des Umweltbundesamtes5 von folgenden Klimaveränderungen auszugehen:  

 Zunahme der Häufigkeit und Intensität von Hitzewellen 

 leichte Niederschlagszunahme, räumlich und saisonal stark variierend 

 Zunahme bei Winterniederschlägen 

 Abnahme bei Sommerniederschlägen 

 häufigere Starkniederschläge 

                                                                 

5 „Klimalotse – Leitfaden zur Anpassung an den Klimawandel“, Umweltbundesamt, 2010 
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Diese Auswirkungen gelten als sehr wahrscheinlich. Als wahrscheinlich werden außerdem die Zunahme von 

Winterstürmen und die Zunahme der Klimavariabilität genannt.  

Bei der vorliegenden Planung ist folgende Maßnahme vorgesehen, die der Anpassung an die beschriebenen 

Klimaveränderungen dient oder den Beitrag zum Klimawandel vermindert:  

 Die Standortwahl in Ortsnähe trägt gegenüber einem weiter entfernten Standort – z.B. im Gewer-

begebiet Thenn – dazu bei, verkehrsbedingten CO2-Ausstoß zu verringern. 

Ermittlung des Ausgleichsbedarfs  

Bei der Ermittlung des Ausgleichsbedarfs ist nicht nur der ökologische Ausgangszustand der Fläche zu be-

rücksichtigen, sondern auch die planungsrechtliche Situation. In der Bauleitplanung müssen Eingriffe, die 

bereits vor der planerischen Entscheidung zulässig waren, nicht ausgeglichen werden. Der rechtskräftige 

Bebauungsplan Sport- und Freizeitzentrum lässt bisher im Bereich des geplanten Wertstoffhofes die Errich-

tung eines Parkplatzes zu. Die Stellplätze sind wasserdurchlässig zu befestigen. Bei der Aufstellung des Be-

bauungsplans im Jahr 1992 waren weder die Eingriffsregelung im Baugesetzbuch, noch die europäische 

Plan-UP-Richtlinie oder der Bayerische Leitfaden zur Eingriffsregelung in der Bauleitplanung in Kraft. Nach 

welchem Verfahren damals der Umfang der Ausgleichsmaßnahmen ermittelt wurde, lässt sich der Bebau-

ungsplanbegründung nicht entnehmen. 

Das Sport- und Freizeitzentrum wird durch die Bebauungsplanänderung nicht vergrößert. Die zusätzlichen 

Nutzungen werden innerhalb des Gebiets angesiedelt. Für das Sport- und Freizeitzentrum hat der Markt 

Wartenberg bereits bei der Aufstellung des Bebauungsplans zwei ökologische Ausgleichsflächen mit insge-

samt 1,12 ha Fläche angelegt, auf den Flurstücken 623 und 1284, Gemarkung Auerbach. Bezogen auf die 

Gesamtfläche des Sport- und Freizeitzentrums von 7,0 ha lag der Ausgleichsfaktor damals bei 0,16 (= 1,12 

ha / 7,0 ha). Der niedrige Faktor entspricht der geringen Beeinträchtigungsintensität durch die Anlage ei-

nes Sportzentrums auf einer Ackerfläche. 

Die Gemeinbedarfsfläche für den Wertstoffhof bereitet eine wesentlich höhere Versiegelung und stärkere 

Nutzung der Fläche und wirkt sich durch Verkehr, Emissionen und Beeinträchtigungen des Orts- und Land-

schaftsbildes zusätzlich auf die Umgebung aus. Sie ist deshalb als Eingriff in Natur und Landschaft zu be-

werten. Der Ausgleichsbedarf wird als Differenz zwischen dem für die Gemeinbedarfsfläche notwendigen 

Ausgleich und dem bereits erbrachten Ausgleich ermittelt. 

Das Planungsgebiet hat als intensiv genutztes Grünland bzw. intensiv gepflegte Grünfläche nur eine gerin-

ge Bedeutung für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild (Kategorie I, oberer Wert). Für den Wertstoff-

hof wird gemäß dem Bebauungsplanentwurf eine Fläche von ca. 3.000 m² vollständig überbaut. Die als 

Vermeidungsmaßnahme geplante Eingrünung wird nicht als Eingriff gewertet. Die Überbauung der Gemein-

bedarfsfläche entspricht einem hohen Versiegelungs- oder Nutzungsgrad (Typ A). Bei der Festlegung des 

Kompensationsfaktors nach der Matrix des Eingriffsleitfadens sind der Ausgangszustand und die konkret 

vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen zu berücksichtigen. Es ergibt sich folgende Beeinträchtigungs-

intensität: 

 Eingriff in Intensivgrünland; Typ A I 

der Kompensationsfaktor liegt zwischen 0,3 und 0,6, gewählt wird 0,45;  

Eingriffsfläche: 0,278 ha 

Ausgleichsfläche: 0,278 ha x 0,45 = 0,125 ha 

Die Ausgleichsmaßnahmen aus den 90er Jahren auf den Flurstücken 623 und 1284, Gemarkung Auerbach 

decken bereits folgenden Ausgleichsbedarf ab: 

 der rechnerische Kompensationsfaktor betrug damals 0,16;  

Eingriffsfläche: ca. 0,278 ha  

Ausgleichsfläche: ca. 0,278 ha x 0,16 = ca. 0,044 ha 

Es verbleibt ein Ausgleichsbedarf in Höhe von ca. 0,081 ha (0,125 ha – 0,044 ha = 0,081 ha). 
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Auswahl geeigneter Flächen für den Ausgleich und notwendige Maßnahmen 

Auf der Betriebsfläche können keine Ausgleichsmaßnahmen erbracht werden – die Fläche wird konzentriert 

und platzsparend genutzt und bietet kaum Platz für Anpflanzungen. Deshalb wird eine externe Ausgleichs-

fläche gewählt. Es handelt sich um eine Fläche aus dem Ökokontokonzept des Marktes Wartenberg, im An-

schluss an Ausgleichsflächen für die Bebauungspläne Zustorfer Straße und Wartenberg West II (Flurstück 

579, Gemarkung Wartenberg, ca. 810 m² große Teilfläche). Die Maßnahme wird als Hinweis in den Bebau-

ungsplan aufgenommen. 

 

Der Bestand ist im Ökokonto-Gesamtkonzept wie folgt beschrieben: „Das Flurstück liegt zwischen Strogen 

und Strogenflutkanal. Die Fläche wird als Ackerland intensiv genutzt. Im Osten schließt sich der gewässerbe-

gleitende Ufersaum der Strogen mit überwiegend Erlenbestand an. Das Flurstück jenseits der Straße im Süden 

wird ebenfalls intensiv landwirtschaftlich genutzt. Im Norden folgt nach einer weiteren Ackerfläche eine Klein-

gartenanlage.“  

Für die Fläche sind folgende Aufwertungsmaßnahmen vorgesehen (siehe auch Abbildung oben, Ausschnitt 

aus dem Ökokonto-Gesamtkonzept): 

 Aufgabe der intensiven landwirtschaftlichen Bewirtschaftung  

 Anlage flacher Geländemulden durch Oberbodenabtrag und -abtransport 

 Weitere Eintiefung in Teilbereichen zur Anlage von Kleinstgewässern 

 Anlage eines flach ausgebildeten, besonnten Kieswalles mit Entwicklungsziel Trocken-

/Magerstandort 

 Ansaat der flachen Muldenbereiche zur Entwicklung einer extensiven Hochstaudenflur 

 Strukturreiche Bepflanzung mit Einzelbäumen und flächigen Gehölzinseln 

 Anlage einer Baumreihe entlang des Feldweges im Westen  

(Anmerkung: diese Teilmaßnahme befindet sich außerhalb der hier vorgesehenen Teilfläche) 

 Entwicklung von extensiven Feuchtwiesenbereichen auf den übrigen Flächen 
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5.5 Alternative Planungsmöglichkeiten 

Auf der Ebene des Flächennutzungsplans hat der Markt Wartenberg mehrere Standorte im Gemeindegebiet 

untersucht, siehe Abbildung. Hierzu wird auf die Begründung zur 4. Flächennutzungsplanänderung verwie-

sen. 

 

Für den Bebauungsplan wurden vor allem unterschiedliche Erschließungsvarianten geprüft. Eine unmittel-

bare Anbindung des Wertstoffhofes an die Thenner Straße, wurde in Erwägung gezogen, sowohl für die Ent-

sorgungsunternehmen (siehe Abbildung unten), als auch für die Besucher. Wegen der Nachteile für die 

Verkehrssicherheit auf der Thenner Straße und auf dem Fuß- und Radweg wurde diese Variante nicht ver-

tieft.  
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Der Markt Wartenberg hat in einer Machbarkeitsstudie mehrere Lösungsansätze und Gestaltungskriterien für 

den Wertstoffhof ausarbeiten lassen, um den Anforderungen am neuen Standort optimal gerecht zu werden 

(siehe Anlage 8.1 zu dieser Begründung). Die Studie enthält vier Vorentwurfsvarianten, die für verschiede-

ne Standorte im Gemeindegebiet konzipiert wurden. Die Variante 2 wurde mit geringen Änderungen auf den 

Standort an der Thenner Straße übertragen, als Vorentwurfsvariante der Bauleitplanung. Da in diesem Fall 

der Logistikbereich nicht direkt an den Parkplatz angebunden werden kann, sondern eine kostspielige An-

bindung über den Feldweg erfordert, wurde die Variante verworfen. 

 

Als Teilausgleich für die durch den Wertstoffhof überplanten Stellplätze sollte die Logistikebene bei Groß-

veranstaltungen in der Mehrzweckhalle als Parkplatz genutzt werden können. Die Container hätte man mit 

Bauzäunen abtrennen können. In diesem Bereich wären 20 Stellplätze möglich gewesen. Wegen Bedenken 

des Abfallwirtschaftsamtes des Landkreises Erding wurde diese flächensparende Wechselnutzung jedoch 

nicht weiter verfolgt. 

 

Für die Lkws war alternativ eine Wendeanlage innerhalb 

des Logistikbereichs angedacht (siehe Abbildung 

rechts). Für eine flächensparende Lösung werden je-

doch die vorhandenen Fahrgassen des Parkplatzes zum 

Wenden mitgenutzt. 

Um Eingriffe in das Landschaftsbild zu verringern und 

den Wertstoffhof noch besser in die Umgebung einzu-

binden, wurde überlegt, das Zwei-Ebenen-System nicht 

durch eine Geländeaufschüttung, sondern durch Ab-

grabung zu realisieren. Wegen des hohen Grundwasser-

niveaus schied diese Lösung jedoch aus: Abgrabungen 

hätten die Deckschichten über dem Grundwasser ver-

ringert und das Grundwasser gefährdet. 
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5.6 Methodik, Kenntnislücken, Maßnahmen zur Überwachung 

Die zu erwartenden Umweltauswirkungen wurden verbal argumentativ in drei Stufen bewertet: geringe, 

mittlere und hohe Erheblichkeit. Zur Ermittlung des Grundwasserstands wurde ein Bodengutachten erstellt, 

das dieser Begründung beiliegt. Das tatsächliche Vorkommen von Bodendenkmälern und Altlasten und das 

genaue Verkehrsaufkommen auf der Thenner Straße sind nicht bekannt. Die Untersuchungstiefe der Um-

weltprüfung orientiert sich in Übereinstimmung mit der Formulierung in § 2 Abs. 4 Satz 3 BauGB an den 

Festsetzungen der vorliegenden Bebauungsplanänderung. Geprüft wird, welche erheblichen Auswirkungen 

durch die Umsetzung des Bebauungsplans auf die Umweltbelange entstehen können und welche Einwir-

kungen auf die geplanten Nutzungen im Geltungsbereich aus der Umgebung erheblich einwirken können. 

Hierzu werden vernünftigerweise regelmäßig anzunehmende Einwirkungen geprüft, nicht jedoch außerge-

wöhnliche und nicht vorhersehbare Ereignisse. Da konkretisierbare Vorhaben noch nicht ausreichend be-

kannt sind, beinhaltet diese Prüfung nicht die Untersuchung von Auswirkungen der Bauphase. Auf der Be-

bauungsplanebene kann ein Monitoring bezüglich Lärmschutz, Verkehrsentwicklung und Pflanzbindungen/ 

Maßnahmen zum Ausgleich sinnvoll sein.  

5.7 Allgemein verständliche Zusammenfassung  

Schutzgut Erheblichkeit der Auswirkungen 

 gering mäßig hoch 

Mensch  X  

Tiere und Pflanzen X   

Fläche X   

Boden   X 

Wasser X   

Klima und Luft unerheblich 

Landschafts- und Ortsbild  X  

Kultur- und Sachgüter unerheblich 

 

Die Verlegung des Wertstoffhofes zum Sport- und Freizeitzentrum an der Thenner Straße mit der Umgestal-

tung des Parkplatzes beeinträchtigt die Umwelt teils erheblich. Mit den vorgesehenen Vermeidungs- und 

Verringerungsmaßnahmen und dem angemessenen ökologischen Ausgleich wird ein tragbares Konzept für 

die Planung entwickelt.  

5.8 Quellen 

Für die Erstellung des Umweltberichtes wurden folgende Quellen herangezogen: 

 Regionalplan München – Karte 3 Landschaft und Erholung 

Regionaler Planungsverband München, Stand 2019 

 Bayerisches Fachinformationssystem Naturschutz - FIN-WEB (Online-Viewer) 

Bayerisches Landesamt für Umwelt, Stand 2019 

 Arten- und Biotopschutzprogramm Landkreis Erding (Auskunftsarbeitsplatz) 

Bayerisches Landesamt für Umwelt, Stand 2001 

 Karte der Naturraum-Haupteinheiten und Naturraum-Einheiten in Bayern 

Bayerisches Landesamt für Umwelt, Stand 2019 

 Umweltatlas Bayern 

Bayerisches Landesamt für Umwelt, Stand 2019 

 Bayerischer Denkmalatlas 

Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, München, Stand 2019 

 Informationsdienst Überschwemmungsgefährdete Gebiete 

Bayerisches Landesamt für Umwelt, Stand 2019 
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6 Hinweise 

Einschlägige Hinweise zur Beachtung bei der verbindlichen Bauleitplanung und nachfolgenden Genehmi-

gungsverfahren sind nachfolgend aufgeführt. 

Allgemeine Hinweise, aus dem ursprünglichen Bebauungsplan übernommen: 

 Flutlichtanlage: Bei den Spielfeldern und den Tennisplätzen sind Flutlichtanlagen zulässig. Flutlicht-

anlagen sind dem Stand der Technik entsprechend zu errichten und zu betreiben. Es ist insbesondere 

darauf zu achten, daß die Beleuchtung nur auf die gewünschten Flächen beschränkt bleibt. Die direk-

te Einsicht auf die Strahlen von öffentlichen Verkehrsflächen ist durch geeignete Lichtpunkthöhe, 

Neigungswinkel der Leuchten, Reflektoren, Blenden usw. zu vermeiden. 

 Kinderspielplätze: Bei der Bepflanzung ist die Giftliste des Bayer. Staatsministeriums für Landesent-

wicklung und Umweltfragen zu beachten. 

 Archäologische Bodenfunde, die bei Bauarbeiten zutage treten, unterliegen der gesetzlichen Melde-

pflicht. 

 Naturschutz; Als Ausgleichs- und Ersatzmaßnahme für die ursprüngliche Planung (Bebauungsplanauf-

stellung) wurden die Fl.Nrn. 623 und 1284, Gmkg. Auerbach, aus der landwirtschaftlichen Nutzung 

herausgenommen und nach der Planung der Unteren Naturschutzbehörde renaturiert. 

 Schutz des Oberbodens: bei allen Baumaßnahmen ist der Oberboden entsprechend DIN 18915 zu be-

handeln. 

 Zäune: für Sportanlagen ist eine Einfriedung zulässig. Nichtvorgepflanzte Zäune zur freien Landschaft 

sind unzulässig. 

 Sämtliche Bauvorhaben müssen vor Fertigstellung an die zentrale Wasserversorgungsanlage ange-

schlossen sein. 

 Sämtliche Bauvorhaben sind an die zentrale Abwasserbeseitigungsanlage vor Bezug anzuschließen. 

Zwischenlösungen werden nicht zugelassen. Die Grundstücksentwässerungsanlage muss nach den an-

erkannten Regeln der Technik erstellt werden. Die Bauvorhaben sind gegen das hohe Grundwasser zu 

sichern. 

Bodendenkmäler (Landesamt für Denkmalpflege) 

 Im südöstlichen Bereich des geplanten Wertstoffhofes ist mit Bodendenkmälern zu rechnen (siehe 

Umweltbericht). Für Erdarbeiten in diesem Bereich ist eine denkmalrechtliche Erlaubnis notwendig. 

 Aufgefundene Bodendenkmäler unterliegen der Meldepflicht nach Art. 8 BayDSchG. 

Immissionsschutz (Untere Immissionsschutzbehörde) 

 Aus immissionsschutzfachlicher Sicht ist die Einhaltung der Anforderungen der 18. BImSchV spätes-

tens im Rahmen der Genehmigungsverfahren für die einzelnen Nutzungen nachzuweisen. 

 Insbesondere im Zusammenhang mit dem Betrieb der Mehrzweckhalle können ggf. Betriebseinschrän-

kungen und/oder emissionsmindernde Maßnahmen erforderlich sein. Aus immissionsschutzfachlicher 

Sicht wird eine möglichst frühe Ermittlung der Emissionen empfohlen, um ggf. erforderliche Abhilfe-

maßnahmen im Rahmen der Planungsphase berücksichtigen zu können. 

 Die Planänderung – Verlegung des Wertstoffhofes zum Sport- und Freizeitgelände (Gemeinbedarfsflä-

che) führt auch zu Änderungen der Immissionssituation in diesem Bereich (siehe Ausführungen unter 

Nr. 4.2). Der bisherige Parkplatz wird dazu umgestaltet. Es ist jedoch im Regelbetrieb und unter be-

stimmten Annahmen nicht von Überschreitungen der zulässigen Orientierungswerte bzw. Immissions-

richtwerte der TA Lärm an den maßgeblichen Immissionsorten auszugehen. 

 Zur Vermeidung von Geruchsimmissionen beim Betrieb der Grüngutcontainer sind in der Begründung 

geeignete Vermeidungsmaßnahmen genannt, die in der Objektplanung und im Betrieb zu beachten 

sind. 
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Landwirtschaft  

 Das Plangebiet grenzt unmittelbar an intensiv landwirtschaftlich genutzte Flächen an. Südöstlich des 

Gebiets befindet sich in ca. 200 m Abstand ein landwirtschaftlicher Betrieb mit Tierhaltung. Es kann 

daher zu unvermeidbaren Lärm-, Staub- und Geruchsbelästigungen kommen. Diese Emissionen sind zu 

dulden – der Betrieb darf nicht beeinträchtigt werden. 

 Auf die notwendigen Mindestabstände nach AGBGB für Pflanzungen zu landwirtschaftlichen Flächen 

wird hingewiesen, damit die Fläche nicht durch Schattenwirkung beeinträchtigt werden. 

 Es ist zu beachten, dass die landwirtschaftlichen Flächen ordentlich bewirtschaftet werden können: 

landwirtschaftliche Fahrzeuge mit 3,50 m Breite müssen weiterhin problemlos die Straßen und Feld-

wege befahren können. Auf den Feldwegen dürfen keine Fahrzeuge geparkt werden. 

 Bei der Ausweisung von Ausgleichsflächen ist wertvoller Ackerboden zu schonen. Die Flächen sollen 

dergestalt gepflegt werden, dass hiervon keine negativen Auswirkungen auf die landwirtschaftliche 

Nutzung im Umgriff ausgeht (z.B. Unkrautsamenflug). 

Wasserrecht (Landratsamt Erding)  

 In der Genehmigungsplanung ist zu prüfen, ob die Versickerung des Niederschlagswassers erlaubnis-

frei ist oder einer wasserrechtlichen Erlaubnis bedarf. 

 Insbesondere ist zu beachten, ob beim Recyclinghof Niederschlagswasser von Flächen mit wasserge-

fährdenden Stoffen anfällt. 

 Je nach Konzeption des Wertstoffhofes dringen ggf. Baukörper in das Grundwasser ein. Ggf. ist recht-

zeitig ein Antrag auf Bauwasserhaltung beim Landratsamt Erding, Wasserrecht zu stellen. 

Abwehrender Brandschutz (Kreisbrandinspektion Erding) 

 Für das geplante Gebiet kann entsprechend dem DVGW-Arbeitsblatt W 405 für eine erste Abschätzung 

von einem Grundschutzbedarf von 96 m³/h über zwei Stunden ausgegangen werden. 

 Das Hydrantennetz ist in ausreichender Dimensionierung auszubauen. Die Löschwasserentnahmestel-

len (Unter- oder Überflurhydranten) sind in einem maximalen Abstand von 80 bis 120 m zu errichten. 

 Die Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass sie hinsichtlich der Fahrbahnbreite, Kurvenkrümmungsra-

dien usw. mit den Fahrzeugen der Feuerwehr jederzeit und ungehindert befahren werden können. Die 

Tragfähigkeit muss dazu für Fahrzeuge bis 16 t (Achslast 10 t) ausgelegt sein. Hierzu wird auch auf 

DIN 14090 „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken“ verwiesen. 

 Es muss insbesondere gewährleistet sein, dass Gebäude ganz oder mit Teilen in einem Abstand von 

höchstens 50 m von den öffentlichen Verkehrsflächen erreichbar sind. 

 Bei Objekten mit erhöhtem Brand- oder Personenrisiko ist die Löschwasserbereitstellung mit dem 

Markt Wartenberg abzustimmen.  

 Es wird darauf hingewiesen, dass sich durch am Wertstoffhof gehandhabte Stoffe (z.B. Lithium-Ionen-

Akkus) zusätzliche Brandschutzanforderungen ergeben können. 

 Bei in Baugenehmigungsverfahren auftretenden Fragen zum abwehrenden Brandschutz ist die Kreis-

brandinspektion Erding zu beteiligen. 

Abwehrender Brandschutz (Freiwillige Feuerwehr Wartenberg) 

Löschwasserversorgungseinrichtungen aus der Sicht der Feuerwehr 

 Rechtliche Vorgaben: Nach Artikel 1 Absatz 1 Bayerisches Feuerwehrgesetz (BayFwG) haben die Ge-

meinden als Pflichtaufgabe im eigenen Wirkungskreis dafür zu sorgen, dass drohende Brand- und Ex-

plosionsgefahren beseitigt und Brände wirksam bekämpft werden (abwehrender Brandschutz) sowie 

ausreichende technische Hilfe bei sonstigen Unglücksfällen oder Notständen im öffentlichen Interes-

se geleistet wird (technischer Hilfsdienst). 

 Nach Absatz 2 haben die Gemeinden zur Erfüllung dieser Aufgaben in den Grenzen ihrer Leistungsfä-

higkeit gemeindliche Feuerwehren (Art. 4 Abs. 1 BayFwG) aufzustellen, auszurüsten und zu unterhal-
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ten. Sie haben außerdem in diesen Grenzen die notwendigen Löschwasserversorgungsanlagen bereit-

zustellen und zu unterhalten. 

 Hinweise: Wird die Bereitstellung von Wasser an einen Zweckverband übertragen, sind zudem Rege-

lungen zur Bereitstellung von Löschwasser und deren Entnahmeeinrichtungen (Hydranten; ein-

schließlich deren Pflege) vertraglich festzulegen. Dabei ist darauf zu achten, dass die Entnahme von 

Löschwasser für Einsätze oder Übungen durch die gemeindliche Feuerwehr jederzeit und kostenfrei für 

die Feuerwehr auch weiterhin möglich ist. 

 Als Löschwasserentnahmestellen können Unter- oder Überflurhydranten nach DIN 3221, unterirdische 

Löschwasserbehälter nach DIN 14 230 oder auch Löschwasserbrunnen nach DIN 14 220 angesehen 

werden. Die Beschilderung mit einem Klartextschild nach DIN 4066 D1 für Löschwasserbehälter und 

Löschwasserbrunnen hat sich dabei bewährt.  

 Für den Erstangriff/-einsatz sind grundsätzlich Unter- oder Überflurhydranten aus der öffentlichen 

Löschwasserversorgung anzusetzen. Hierbei sind für eine Löschgruppe mindestens 800 Liter/min. si-

cherzustellen.  

 Abstände von Löschwasserentnahmestellen: Unter Bezugnahme des auf Einsatzfahrzeugen der Feuer-

wehr mindestens verfügbaren Schlauchmaterials dürfen diese auf öffentlichen Verkehrsflächen maxi-

mal 150 m voneinander entfernt sein, um an der ungünstigsten Stelle maximal 75 m einhalten zu kön-

nen. Die bisherigen Empfehlungen – 80-120 m je nach Bebauung – erscheinen deshalb auch weiterhin 

als praxisgerecht. 

 Der vorzuhaltende notwendige Löschwasserbedarf richtet sich nach der Art der durch die Gemeinde 

zugelassenen baulichen Nutzung (Bebauungsplan). Als Planungsgröße kann hierzu das Arbeitsblatt W 

405 des DVGW herangezogen werden. Der vorzuhaltende notwendige Löschwasserbedarf für den Wert-

stoffhof sollte mit der Nutzung eventuell über 96 m³/Stunde hinaus noch erhöht werden. 

 Bei der Entsorgung von Li-Ionen-Batterien kommt es immer wieder zu Brandereignissen, welche durch 

beschädigte Li-Ionen-Batterien durch Selbstentzündung oder mechanische Einwirkung ausgelöst wer-

den (z.B. Zusammenpressen in Müllfahrzeugen). Aufgrund der unterschiedlichen Zustände der Batte-

rien verschiedener Technologien ist das jeweilige Risiko jeder einzelnen Zelle aus heutiger Sicht nicht 

kalkulierbar. Beschädigte Zellen, aus denen Stoffe austreten, sind als Gefahrgut zu handhaben. 

 Ausgesonderte Batterien sollten außerhalb von Gebäuden oder in brandschutztechnisch abgetrennten 

Nutzungseinheiten oder Brandabschnitten gelagert werden. Bei Lagerung von auslaufenden Batterien 

sollte eine Löschwasserrückhaltung in Betracht gezogen werden. 

Hydrantenplan 

 Um im Einsatzfall eine schnelle Bereitstellung von Löschwasser im Gemeindegebiet sicherzustellen, 

muss der Feuerwehr ein Hydrantenplan zeitnah bereitgestellt werden. 

Flächen für die Feuerwehr 

 Für die Sicherstellung des abwehrenden Brandschutzes und des Technischen Hilfsdienstes sind Flä-

chen für die Feuerwehr erforderlich. Diese können sich aufgrund einer baulichen Anlage auf einem 

Privatgrundstück aber auch zur Erreichung dieser Flächen für die Feuerwehr auf öffentlichen Ver-

kehrsgrund befinden. 

 Für die Ausführung der Flächen für die Feuerwehr auf Privatgrundstücken, ist in Bayern, die als Tech-

nische Baubestimmung eingeführte „Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr“ verbindlich anzuwen-

den. Verantwortlich hierfür ist i.d.R. der jeweilige Eigentümer der baulichen Anlage. Da es für den öf-

fentlichen Verkehrsgrund keine gesetzlichen Vorgaben gibt, wird nachfolgend eine Vergleichbarkeit 

zu Flächen für die Feuerwehr auf Privatgrundstücken beschrieben. 

 Für die Planung von Flächen für die Feuerwehr auf öffentlichen Verkehrsgrund ist i.d.R. die Gemeinde 

im Rahmen ihrer Planungshoheit verantwortlich. Im Rahmen dessen hat die Gemeinde mit ihren Pla-

nungen sicherzustellen, dass die gemeindliche Feuerwehr mit ihren sowie den ggf. erforderlichen un-

terstützenden Fahrzeugen (Nachbarschaftshilfe) jede an einer Straße gelegene Einsatzstelle auch er-

reichen kann. 
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 1) Nach Artikel 1 des Bayerischen Feuerwehrgesetzes ist die Gemeinde für die Sicherstellung des Ab-

wehrenden Brandschutzes und des Technischen Hilfsdienstes verantwortlich. Diese Aufgaben über-

nehmen die gemeindlichen, i.d.R. ehrenamtlichen Feuerwehren. Reichen für ein Schadensereignis die 

eigenen gemeindlichen Kräfte nicht aus, erfolgt die weitere Alarmierung von Feuerwehren aus den 

Nachbargemeinden. D.h., dass hinsichtlich der Breite und Durchfahrtshöhe von Feuerwehrzufahrten 

nicht nur der Fahrzeugpark der eigenen gemeindlichen Feuerwehr anzusetzen ist, sondern auch Fahr-

zeuge, welche bei einer weiteren Alarmierung hinzugezogen werden. 

 2) Die zulässigen Abmessungen für Feuerwehrfahrzeuge werden in DIN-Normen beschrieben. Während 

nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 der StVZO allgemein die Maximalbreite von 2,55 m zulässig ist, legen die einge-

führten Fahrzeugnormen für Feuerwehrfahrzeuge eine maximale Breite von 2,50 m fest. Hinzugerech-

net werden bundesweit auf jeder Seite noch 0,25 m (= 0,5 m; beidseitig ausgeklappte Seitenspiegel), 

um z.B. zwischen zwei haltenden oder parkenden Fahrzeugen oder anderen seitlichen Abgrenzungen 

noch vorbei- bzw. durchfahren zu können. Daraus ergeben sich dann die in den Richtlinien geforder-

ten 3,00 m als Mindestbreite. Zudem ist eine Durchfahrtshöhe von mindestens 3,50 m sicherzustellen.  

 Gemäß der „Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr“ gelten diese Bestimmungen prinzipiell nur auf 

Privatgrundstücken. Um jedoch die Flächen auf Privatgrundstücken überhaupt erreichen zu können, 

müssen mindestens eben diese Vorgaben auch auf der öffentlichen Verkehrsfläche eingeplant bzw. 

vorgesehen werden. 

Telefonversorgung (Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH, Landshut) 

 Die Telekom Deutschland GmbH - als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 

TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflich-

ten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dem-

entsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben.  

 Zum Geltungsbereich angrenzend befinden sich entlang der Thenner Straße Telekommunikationslinien 

der Telekom, die durch die geplanten Baumaßnahmen möglicherweise berührt werden (siehe Plan un-

ten – dieser dient nur der Information). Bei der Planung und Bauausführung ist darauf zu achten, 

dass diese Linien nicht verändert werden müssen oder beschädigt werden. 

 Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das „Merkblatt Bäume, unterirdische Leitungen und Ka-

näle“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013 – siehe u.a. Ab-

schnitt 6 – zu beachten. Es ist sicherzustellen, dass durch Baumpflanzungen der Bau, die Unterhal-

tung und die Erweiterung der Telekommunikationslinien nicht behindert werden. 

 Für die rechtzeitige Bereitstellung der Telekommunikationsdienstleistungen sowie zur Koordinierung 

mit Straßenbau- bzw. Erschließungsmaßnahmen der anderen Versorger ist es erforderlich, dass sich 

die Kommune rechtzeitig vor Beginn von konkreten Baumaßnahmen mit der Telekom in Verbindung 

setzt. 
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7 Zusammenfassung 

Mit der 3. Änderung des Bebauungsplans Sport- und Freizeitzentrum weist der Markt Wartenberg an der 

Thenner Straße eine Gemeinbedarfsfläche für einen Wertstoffhof aus. Der Parkplatz des Sport- und Freizeit-

zentrums wird geringfügig für eine Nachverdichtung umgestaltet. Ökologische Ausgleichsmaßnahmen wer-

den auf einer Fläche an der Strogen erbracht. 

8 Anlagen 

8.1 Verlagerung Wertstoffhof - Machbarkeitsstudie  

Auszug aus der Präsentationsunterlage 

13. März 2019, bharchitektengesellschaft mbH mit ia GmbH, München 

8.2 Bodengutachten 

Geotechnisches Gutachten - Neubau Recyclinghof 

26. Juli 2019, Grundbaulabor München GmbH, München 

 

 

 

Wartenberg, den …………………….. .....................................................................

 Christian Pröbst, Dritter Bürgermeister 
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